UNABHÄNGIGE 
NACHRICHTEN 


Es brodelt! 


»Es brodelt im Volk, 
dem Bürger reicht ’s! 


Er hat genug 
geblutet. Nichts 
istrausgekommen 

- außer Flaute und 
noch mehr Schulden. 


Der Staat jault rum, 
er sei »verarmt«. Wie 
kann jemand, der 450 
Milliarden Steuern 
abkassiert, »verarmt« 
sein? 


Ausgeben darf man 
nur, was man vorher 
eingenommen hat. 
Kleines Einmaleins. 
Kennt jede Hausfrau. 


Der Staat hat lang 
genug bewiesen, daß 
er es einfach nicht 
kann. 


Seine ewigen 
Versprechen auf 
„ausgeglichenen 
Haushalt“ oder 
„Steuersenkungen“ 
sind nichts als Lug 
und Trug.« 


Paul C. Martin im 
»BILD«-Kommentar am 
14.5.2003 
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Die bundesrepublikanische Politik 


I 


st nur noch mit Humor zu ertragen: 


Ist das noch Politik 
oder nur noch Komik: 


So erläuterte das 


RENTE AB 67? 


Rürup-Kommissionsmitglied 


Axel Boersch-Supan auf einer Pressekonferenz die 
komplizierte neue Rentenanpassungsformel. Politik 
als Komik, weil sie eh keiner mehr versteht. Was die 
Ratschläge solcher Super-Experten uns kosten, lesen 


Sie auf Seite 12. 


Rente ab 67 Jahren? 


Warum nicht gleich ab 74,4 
Jahren? So hoch ist nämlich die 
statistische Lebenserwartung der 
Männer. Würde man also den 
Rentenbeginn auf dieses Alter 
erhöhen, wären die Rentenkas- 
sen gerettet und Milliardenlöcher 
gestopft. Die eingehenden Ren- 
tenversicherungsbeiträge könnte 
unsere Regierung dann für neue 
Waffentechnik der Bundeswehr 
für deren künftige weltweiten Ein- 
sätze ausgeben oder die neuen 
EU-Beitritts-Hungerleiderstaaten 
unterstützen oder ... oder ... 


AUS DEM INHALT: 


Q Flutopfer-Spenden werden 
verschenkt SSS 


O EU immer teurer: 


Bald 20 Amtssprachen S. 4 


O Vertrauenskrise: 
Wo Richter Geld anlegen S. 5 


O Schamlose Diätenpläne 
durch Protest gestoppt S. 7 


U Loch in der Zensur: 
Folgen eines Tabu-Bruchs S. 8 
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Das offene Wort 


Die CSU übernimmt 
unsere Forderungen: 
BILD, 8.4.2003: 


CSU will Versicherung 
für Ausländer streichen 


München - Rund 50 000 
ausländische Arbeitnehmer 
sollen Familienmitglieder 
in der Heimat nicht mehr 
kostenlos bei deutschen 
Krankenkassen mitversi- 
chern dürfen. Der Chef der 
bayerischen Staatskanzlei, 
Huber (CSU) fordert von der 
Bundesregierung, die Abkom- 
men mit der Türkei und Ex-Ju- 
goslawien zu kündigen. koc) 


Seit Monaten weisen wir in 
den UN auf die Sozial-Abkom- 
men mit anderen Ländern hin, 
die uns seit 1965 Milliarden DM 
gekostet haben. 


Offenbar ist der öffentliche 
Druck so groß geworden, daß 


jetzt die CSU als erste Bundes- 
tags-Partei sich der Stimme des 
Volkes beugt. 


Vergessen oder verschwiegen 
wird dabei, daß ein Teil dieser 
Abkommen von CDU/CSU-Re- 
gierungen geschlossen wurde, 
und auch nicht nur mit der Tür- 
kei und Ex-Jugoslawien. 


Scheinbar sind wir die Einzi- 
gen, die sie gelesen und vor- 
liegen haben. Hier die zur Zeit 
gültigen Abkommen, in Klam- 
mern das Jahr des Vertragsab- 
schlusses: 


Bosnien und Herzegowina (1968, 
Vertrag mit Jugoslawien), Bulgarien 
(1997), China (2002, noch nicht 
ratifiziert), Israel (1973), Japan (1998), 
Kanada (1985), Korea (2000), Kroatien 
(1997), Marokko (1981), Mazedonien 
(1968, Vertrag mit Jugoslawien), Polen 
(1973), Quebec (1987), Slowenien 
(1997), Türkei (1964), Tunesien (1984), 
Tschechei (2001), Ungarn (1998), USA 
(1976). 


VielSpaßbeiderAufarbeitung 
dieser Sünden, liebe CSU! 


Sabine Möller 
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Nicht eine »Agenda 2010«, 
sondern ein eiserner Besen 


muß her! 


Der ganze Politik-Betrieb er- 
eifert sich über die »Agenda 
zwanzig-zehn«. Diese Agenda 
20-10 soll ein großes Reform- 
programm sein. 


Es wird über diese Agenda 
geredet, geschrieben, gestritten 
und gekämpft. Die CDU und FDP 
loben sie als »Schritt in die richti- 
ge Richtung«, in der SPD selbst 
führte sie zu erbittertem Streit und 
zu boykottartigen Auseinanderset- 
zungen mit den Gewerkschaften. 
Nur mit einer Rücktrittsdrohung 
brachte Schröder die Seinen auf 
Vordermann. 


Was ist denn nun 20-10? 


Wer etwas genauer nachlesen 
will, was eigentlich in dieser Agen- 
da steht, der ist arm dran. Denn 
ein Papier mit dem Titel »Agenda 
20-10«, in dem Punkt für Punkt 
aufgelistet ist, wann was und wie 
geplant ist, existiert überhaupt 
nicht. 


»Ein so betiteltes Papier haben 
wir nicht«, erklärte Mitte Mai ein 
Regierungssprecher. Man habe 
auch nicht damit gerechnet, daß 
es dafür Bedarf gäbe: »Es gibt bis- 
her nur Einzelaufträge an die Mini- 
sterien, aber kein Papier, in dem 
Punkt für Punkt alles aufgelistet 
wird«, erklärte er. Das sei auch 
deshalb gar nicht möglich, »weil 
die Details noch beraten werden. 
Wir sind mitten in einem Prozeß.« 
Und der wird noch dauern, weit 
über den SPD-Sonderparteitag 
hinaus. 


Man fühlt sich wie in einem 
virtuellen Theater, in dem jeden 
Tag neu und wechselnd ein 
neues Horror-Stück aufgeführt 
wird. 


Was inzwischen wohl alle wis- 
sen, ist, daß der Staat pleite ist 
und es so nicht weitergeht. 


Schon Finanzminister Waigel 
(CSU) unter Kohl verkaufte al- 
les Volksvermögen, das nicht 


SPIEGEL DER ZEIT 


niet- und nagelfest war, um die 
»schwarzen Löcher« zu füllen, 
und Eichel (SPD) verscherbelte 
in den letzten Jahren den Rest. 
Inzwischen verhökern die Kom- 
munen ja schon Wasserwerke, 
Abwasserrohre, Schienen und 
Schulen an US-Anleger, um zu 
überleben. 


Was leider nicht die große Mehr- 
heit, sondern nur mündige Bürger 
wie z. B. die UN-Leser wissen, ist, 
wo die Milliarden geblieben sind. 
Wenn jemand Sie fragt, legen Sie 
ihm einfach die UN 9/2002 (»Bi- 
lanzblätter«) oder die UN 2/2003 
(»Unser gutes Geld - Wo ist es 
geblieben?«) auf den Tisch. 


Nun will man den Rentnern an 
die Tasche, den Arbeitslosen, die 
-zig Jahre treu ihre Arbeitslosen- 
beiträge eingezahlt haben, sogar 
ihre (vorher staatlich geförderte) 
Altersvorsorge klauen, indem sie 
ihre Lebensversicherungen zu- 
rückkaufen sollen, und die Kran- 
ken bestrafen. 


So, Ihr Damen und Herren Po- 
litiker, ist dieser Staat nicht zu 
retten! 


Mit einem eisernen Besen 
müßte alles ausgekehrt werden, 
was sich an Politik-Müll ange- 
sammelt hat in Sachen UNO-, 
NATO- und EU-Alimentierung, 
in Sachen Ausländer- und Asyl- 
politik, Steuerverschwendung 
und Selbstbedienung! 


ZUM WEINEN: 


In einem Berliner Lokal 

sitzen vier ältere Herren 

schweigend am Tisch. 

Der eine seufzt. Der andere 

macht einen noch tieferen 

Der dritte stöhnt 
Da platzt dem 


Seufzer. 
laut auf. 
vierten der Kragen: 


»Könnt Ihr endlich mal 
aufhören, über Politik zu 
sprechen?« 
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SPAREN? 


Gerne! Dann 
aber richtig! 


Die täglichen Aufreger: 


Zweite Amtssprache für das 
Saarland 


Saarbrücken (dpa). Französisch 
soll im Saarland zweite Amts- 
sprache in den Behördenstuben 
werden. Ministerpräsident Peter 
Müller (CDU) sagte gestern, Ziel 
sei es, so die Zweisprachigkeit der 
Europaregion zu fördern. 

Behördenformulare sollten in 
Zukunft zweisprachig konzipiert 
werden. (Westfalen-Blatt, 6.5.2003) 


UN: Ein herrliches CDU- 
Programm gegen die Arbeits- 
losigkeit: Eine doppelte Papier- 
flut schafft Arbeitsplätze und 
steigert den Umsatz! 


45,5 Millionen Euro gegen 
Rechtsextremismus 


Die Bundesregierung wird für 
den Kampf gegen den Rechtsex- 
tremismus in diesem Jahr 45,5 
Millionen Euro bereitstellen. 
Bundesfamilienministerin Renate 
Schmidt (SPD) forderte Länder 
und Kommunen auf, sich zu betei- 
ligen. (dpa) 

(Westdeutsche Allgemeine, 30.4.2003) 


UN: Es gäbe für die Bundesre- 
gierung eine ganz einfache Lö- 
sung, den wachsenden Unmut 
und Verdruß der Deutschen 
zu bekämpfen: Endlich Politik 
für unser Volk zu machen und 
nicht für andere! 
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Geld satt für Andere! 


Flutopfer-Spendengelder gehen 
an die Tschechen! 


Brandenburgs Ministerprä- 
sident überreichte in There- 
sienstadt zur Erinnerung an 
deutsche Greueltaten einen 
Hunderttausend-Euro-Scheck 
aus nicht verbrauchten Flutop- 
fer-Spenden. 


Man liest es dreimal, aber man 
glaubt es trotzdem nicht: In der 
»Berliner Morgenpost« vom 
31.3.2003 war folgende Meldung 
der Evangelischen Nachrichten- 
agentur (epd) zu lesen: 


»Brandenburgs Ministerprä- 
sident Platzeck (SPD) hat am 
Sonnabend der nordböhmi- 
schen Stadt Terezin (Theresi- 
enstadt) einen Scheck in Höhe 
von 100.000 Euro übergeben. 


Theresienstadt erfülle auch 
im 21. Jahrhundert die wichti- 
ge Aufgabe, die Erinnerung an 
die Gräueltaten der National- 
sozialisten wachzuhalten. 


Die Mittel, die Theresienstadt 
zur Verfügung gestellt wurden, 
stammen aus dem „Flutopfer- 
Hilfsfonds Brandenburg“, 
in den Menschen aus ganz 
Deutschland weitaus mehr 
eingezahlt hatten, als die Mark 
Brandenburg gebraucht hatte.« 


Zitat Ende und man ist 
sprachlos. 


Als im letzten Jahr in Mittel- 
deutschland die Fluten wegris- 
sen, was in den letzten Jahren 
aufgebaut und renoviert worden 
war und Leid und Not unserer 
Landsleute alle Deutschen be- 
wegten, spendete fast jeder. 


Es war beeindruckend, den 
Aufbruch der verschütteten nati- 
onalen Solidarität der Deutschen 
zu erleben und zu sehen, daß 
es trotz aller Umerziehung doch 
noch einen gesunden Gemein- 
sinn in unserem Volke gibt. 


Und nun müssen wir lesen, 
wie unsere Spendengelder von 
einem höchsten Repräsentanten 
unserer Volksvertreter für völlig 
zweckfremde Geschenke an einen 
der Vertreiberstaaten mißbraucht 
werden. 


Zu wem sollen wir Deutsche 
noch Vertrauen haben? 


Wer an den Flutopfer- 
Hilfsfonds Brandenburg 
gespendet hat, sollte 
den Kontobeleg kopieren 
und sein Geld wegen 
Veruntreuung von diesem 


Herrn Ministerpräsidenten 
zurückfordern! 


Anschrift: 

Herrn Ministerpräsident 
Matthias Platzeck, 
Heinrich-Mann-Allee 107, 
14473 Potsdam 


DER OFFENE BRIEF 


Charlotte Müller 21.4.2003 
34549 Edertal-Bergheim 


Herr Ministerpräsident Platzeck! 


Sie haben als sog. »Landesvater« 
die ärmsten Ihrer anvertrauten 
Bürger, die Flutopfer der Elb-Ka- 
tastrophe vom Herbst 2002, auf 
unvorstellbar dreiste Art regel- 
recht beraubt, indem Sie von uns 
gespendete Flutopfer-Spenden 
über die Grenze hinweg in die 
Tschechei verschenkt haben. 
Ich empfinde das allein schon als 
kriminelle Handlung, auch wenn 
es keinen Paragraphen dafür 
geben sollte. Dieses Geld würde 
dringend gebraucht für die Sanie- 
rung und bessere Sicherung der 
Deiche für die Zukunft! In meinen 
Augen gehören Sie deshalb nicht 
auf einen Ministersessel, sondern 
vor Gericht! 

Charlotte Müller 


SPAREN? - DANN FANGT MAL AN! 
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EU wird immer teurer - und 
wir zahlen den Löwenanteil 


Demnächst 19 oder 20 
Amtssprachen 


Die Deutschen - nicht nur die 

Steuerzahler, sondern über 
Kürzungen und Streichungen 
eben alle, auch die ärmsten 
Deutschen - werden demnächst 
noch mehr an die EU zahlen 
müssen: 


Durch die Erweiterung auf 25 Mit- 
gliedsstaaten steigt die Zahl der 
Amtssprachen von 11 auf 19 oder 
20, je nachdem, ob sich Malta für 
Englisch oder die Heimatsprache 
entscheidet. 


Weil alle rechtsverbindlichen 
Akte (wie Verträge und Gesetze) 
sowie die Debatten in den Amts- 
sprachen übertragen werden 
müssen, wachsen die Ausgaben 
für Übersetzungen enorm an. 


»Allein für das Europa-Par- 
lament werden zusätzliche 
Kosten von 128 Millionen Euro 
entstehen«, erklärte der Sprecher 
der Vertretung des EU-Parlaments 
in Berlin, Ingo Beckedorf. 


Zum Vergleich: Der Dolmet- 
scher- und Übersetzungsetat für 
alle EU-Institutionen zusammen 
beträgt schon in diesem Jahr 
40,75 Millionen Euro. 


Neben dem EU-Parlament sind 
die Europäische Kommission, der 
Ministerrat, der Europäische Ge- 
richtshof, der Europäische Finanz- 
hof und alle möglichen anderen 
Institutionen und Kommissionen 
auf die Dienste von Dolmetschern 
und Übersetzern angewiesen. Die 
Sprachenvielfalt kostet nicht nur 
viel Geld, sie erschwert auch die 
Verständigung. Sprecher Becke- 
dorf: »Obwohl die Europäische 
Kommission die Ausbildung von 
Übersetzern gefördert hat, haben 
wir nicht genügend für alle Kom- 
binationen, zum Beispiel für die 
Übersetzung vom Finnischen oder 
Griechischen ins Lettische.« 


Der EU-Abgeordnete Elmar Brok 
(Bielefeld) erklärte, aus Kosten- 
gründen einige Sprachen aus- 


zuschließen, wäre eine »Beleidi- 
gung« für die betroffenen Länder. 
Außerdem würde die Begrenzung 
der Amtssprachen gegen das 
EU-Recht verstoßen: Das legt 
fest, daß jeder Bürger der EU die 
Möglichkeit haben muß, sich in 
seiner Muttersprache an Brüssel 
zu wenden. 


Die Bewältigung dieser Spra- 
chenvielfalt sei eine »offene und 
komplizierte Frage«, mußte auch 
die Sprecherin der EU-Kommissi- 
on in der Bundesrepublik, Kerstin 
Streich, zugeben. 


Die Bundesrepublik Deutschland 
und damit jeder bundesdeutsche 
Bürger ist der größte Beitrags- 
zahler der EU. Also wird unsere 
Regierung auch diese »offene und 
komplizierte Frage« in altbewähr- 
ter Weise lösen: 

Wir müssen bezahlen. 


Özdemir will ins 


Europa-Parlament 


Ex-MdB Özdmir, zur 
Zeit mit 42.000 € 
Übergangsgeld und 
einem Pensions- 


Anspruch von 
2.158 € in 
Wartestellung. 


»Der über eine Flugaffäre ge- 
stolperte frühere Bundestags- 
abgeordnete der Grünen, Cem 
Özdemir, will für seine Partei in 
das Europa-Parlament einziehen. 
Özdemir gab in seinem Kreisver- 
band Ludwigsburg seine Bewer- 
bung bekannt.« 


Diese afp-Meldung vom 27.5.2003 
wirft ein Schlaglicht auf die Moral 
und auf das mangelnde Unrechts- 
bewußtsein, das in der Polit-Kaste 
zu finden ist. Dieser Multikulti-Vor- 
zeige-Grüne hatte sich und seine 
Familienmitglieder auf Steuerzah- 
lerkosten an den Bonusmeilen sei- 
ner Dienstflüge bereichert. Und nun 
will oder soll er deutsche Interessen 
im EU-Parlament vertreten? 


Armes Deutschland! 


Unsere 
Nettozahlungen 
an die EU: 


(Zusammenfassung aus den Sonder- 
darstellungen zum Bundeshaushalt, 
Finanzbericht des Bundesfinanzmi- 
nisteriums, Tabelle 9, Saldo V, Ist-Er- 
gebnisse. 

Belege: Die Kopien aus dem Finanz- 
bericht des Bundesfinanzministeriums 
können Sie bei uns anfordern unter der 
Nummer UN-ARCHIV 9028) 


1990 = 11,942 Milliarden DM 
1991 = 20,460 Milliarden DM 
1992 = 24,166 Milliarden DM 
1993 = 23,401 Milliarden DM 
1994 = 28,614 Milliarden DM 
1995 = 28,046 Milliarden DM 
1996 = 27,040 Milliarden DM 
1997 = 29,201 Milliarden DM 
1998 = 29,664 Milliarden DM 
1999 = 26,570 Milliarden DM 
2000 = 15,366 Milliarden € 

2001 = 13,035 Milliarden € 

2002 = 14,034 Milliarden € 

2003 = 14,714 Milliarden € 


Unter dem Begriff »Nettozahlun- 
gen« sind die Milliarden zu ver- 


stehen, die sich aus den Brutto- 
beiträgen an die EU abzüglich 
der Beträge ergeben, die von 
der EU an die Bundesrepublik 
Deutschland zurückfließen. 

Die Summe dieser deutschen 
Überschußzahlungen an die 
EU, mit denen wir allein in den 
Jahren 1990 bis 2002 die an- 
deren EU-Länder beschenkt 
haben, beträgt damit 332,099 
Milliarden DM. 

Mit dem Beitritt der neuen EU- 
Länder wird dieser Aderlaß noch 
größer werden, wenn wir die Re- 
gierenden nicht endlich zu einer 
Umkehr zwingen! 

Da streitet man sich, wie man 
den Rentnern, den Arbeitslosen 
oder Kranken einige Euro ab- 
zwacken kann, aber an dieses 
Tabu-Thema wagt sich kein 
Politiker heran, weder von der 
SPD/FDP noch von der CDU/ 
CSU. 

Dafür gibt es aber hochbezahlte 
Experten und Kommissionen, 
die sich den Kopf zerbrechen, 
warum die Deutschen kein Ver- 
trauen mehr in Politik und staat- 
liche Institutionen haben ...! 


EUROTOPIA IMMER TEURER 
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Wenn selbst die Hüter 
des Rechtsstaates kein 
Vertrauen mehr haben ... 


Richterverein lädt ein zur Geldanlage in Liechtenstein 


ER 2e 


N 
= 


Die Reise des Richtervereins Nürnberg vom 13.06.2003 bis 22.06.2003 
unter dem Motto: 


Sie werden sehen, was Sie außer Seen noch sehen 
werden! 


beginnt am Mittwoch, den 18.05.2003 um 06.90 Uhr am Justizgebäude 
und führt.uns über Base! nach 3ern. Dort machen wir am Nachmittag 
eine Stadtrundfahrt, um anschließend zu unserem 4-Sterne-Hotel nach 
Biel zu fahren; wo wir auch zu Abend essen. Am nächsten Tag machen 
"wir zunächst eine Stadtrundfahrt mit Mittagspause in Genf, fahren über 
Lausanne und Montreux nach Chillon, wo wir uns durch das schöne 
Schloss führen lassen. Am Abend geht es dann nach Fribourg 
(Abendessen und Pause) zurück nach Biel zum Hotel. Der dritte Tag 
beginnt mit einer Führung durcn römische Ruinen in Avenches, führt 
uns weiter nach Murten, wo Sie gegen Mittag Zeit zu einem Bummel 
haben. Anschließend fahren wir vorbei an Bern nach Interlaaken, um rechts nach 
Grindelwald abzubiögen. Am Abend grüßen von weit oben Eiger, Mönch und 
Jungfrau — und wir begrüßen uns zu.einem yameinsamen Käse- und Fleischfondue. 
Nach einem Bummel durch Grindeiwald.genießen wir den Komfort unseres 4-Sterne- 
Hotels. Am nächsten Morgen werden wirin zweistündiger Fahrt mit dem Romantic- 
Route-Express, einem Schweizer Spezialbus über die große Scheidegg nach 
Meiringen fahren, wo wir (hoffentlich) unser&ı Bus wiederfinden, der uns dann zum 
und um den Vierwaldstätter See fahren wird. Die Rundfahrt endet am Abend in 
Luzern, wo Sie nach dem Abendessen im Hote: Gelegenheit zu einem Bummel 


durch die Stad: haben. Der letzte Reisetag führt uns am Zurichsee entlang Richtung 
Vaduz, wo wir eine längere Mittagspause (letzta Galegenhat zur Geldanlage vor der 


Landescerenze) machen. Dann geht es über Bregenz (ohne crößere Pausen): nagh 
Hause E 


Da wir hoffen, mit diesem Programm den Geschmack möglichst vieler Kolleginnen 
und Kollegen mit deren Familien getroffen zu haben, möchten wir um baldige 
Anmeldung bitten. Wer sich noch nicht festlegen kann, jedoch ernsthaftes Interesse 
hat, wire gebeten, dies mitzuteilen, da wir die Durchführung bis 17.03.2003 zusagen 
müssen. Die verbindlichen Anmeldungen gehen seibstverständlich vor. Für 
Rückfragen stehen unsere Kollegin Frau Walther (Tel.: 0911/321-2269) und unser 
Kollege Gründler (Tel.: 0911/321-2279) zur Verfügung. Diese nehmen auch geme 
Ihre Anmeldungen entgegen. 


GEDANKEN ZUR ZEIT 
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Recht und Juftiz 


(DRsK e.V.) Nach einer uns vorlie- 
genden Einladung veranstaltet der 
Richterverein Nürnberg vom 18.6. 
bis 22.6. seine 8. Fahrt in diesem 
Jahr. Ziel der fünftägigen Reise 
sind Sehenswürdigkeiten in der 
Schweiz. Zitat aus der Einladung: 


»Der letzte Reisetag führt uns 
am Zürichsee entlang Richtung 
Vaduz, wo wir eine längere Mit- 
tagspause (letzte Gelegenheit 
zur Geldanlage vor der Lan- 
desgrenze) machen. Dann geht 
es über Bregenz (ohne größere 
Pausen) nach Hause.« 


Im Anmeldeformular heißt es, zur 
Teilnahme möge man sich zu der 
695,00 € teuren Reise bei Kollegin 
Walther oder bei Kollegen Gründ- 
ler telefonisch anmelden. 


Nachfragen ergaben, daß Frau 
Walther Richterin beim Oberlan- 
desgericht in Nürnberg und Herr 
Gründler Richter beim Landgericht 
Nürnberg-Fürth ist. Die angegebe- 
nen Telefone sind die Dienstappa- 
rate der beiden. 


Verboten und strafbar ist 
das alles natürlich nicht! 


Weder eine Geldanlage im Aus- 
land noch deren Verschweigen 
gegenüber dem Finanzamt führt zu 
einer Verurteilung, das darf jeder. 
Erst die Nicht-Versteuerung daraus 
gezogener Zinsen ist als Steuer- 
hinterziehung im Sinne des § 370 
Abgabenordnung (AO) strafbar. 
Selbstverständliich muß und kann 
man davon ausgehen, daß die 
Damen und Herren Richter die in 
Liechtenstein anfallenden Zinsen in 
ihrer Einkommensteuer angeben. 


Das Bemerkenswerte und zum 
Nachdenken Anregende an die- 
sem klitzekleinen Beispiel für den 
allgemeinen Vertrauensverlust zu 
diesem Staat, seiner Regierung 
und Wirtschaft ist, daß selbst die 
obersten Gesetzeshüter schein- 
bar kein Vertrauen mehr haben, 
sonst würden sie ihr Geld doch in 
»Bundesschätzchen«, Pfandbrie- 
fen, Post- oder Telekom-Aktien 
anlegen. 
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Eigentlich erwartet der geset- 

zestreue Normalbürger, daß 
gerade Richter (wie auch Ab- 
geordnete) eine Vorbildfunktion 
und eine Mitverantwortung für 
das wirtschaftliche Wohlergehen 
des Staates zeigen müßten, der 
sie bezahlt. 


Der Richterverein Nürnberg 
muß sich fragen lassen, ob 
die notleidende Wirtschaft in 
der BRD angekurbelt und Ar- 
beitsplätze geschaffen werden 
können, wenn selbst die ober- 
sten Gesetzeshüter ihr Geld im 
Ausland anlegen. 


Hinweis: Vorsitzender des 
Bayerischen Richtervereins e.V. 
ist der Vorsitzende Richter am 
Oberlandesgericht Manfred Klein- 
knecht, Dienstadresse: Fürther 
Straße 110 (Gebäude der Nürn- 
berger Kriegsverbrecherprozes- 
se), 90429 Nürnberg. 


Vorsicht 
beim Wort! 


(DRsK e.V.) Sollte sich ein Le- 
ser des vorstehenden Berichtes 
gedrängt fühlen, dem Richter- 
verein zu schreiben und seiner 
Meinung dabei freien Lauf las- 
sen, können wir nur anraten, bei 
der Wortwahl vorsichtig zu sein. 


Gleiches gilt, wenn man seine 
Meinung über die Regierung 
oder bestimmte Politiker in der 
»Stimme des Volkes« formu- 
liert. Manches darf man wohl 
dem Nachbarn oder an der The- 
ke sagen, aber nicht öffentlich 
verbreiten. 


Wenn man z.B. »die Rich- 
ter« oder »die Regierung« 
beschimpft oder verunglimpft, 
indem man sie mit nicht druck- 
reifen Worten beurteilt, droht 
ein Strafbefehl oder ein Prozeß. 
Siehe dazu das nebenstehende 
Beispiel aus Hummelthal bei 
Bayreuth. Das betreffende Wort 
ist geschwärzt, da uns sonst 
ebenfalls ein Prozeß drohen 
würde. 


Unabhängige Nachrichten - Postfach 10 17 06: 


D-46017 Oberhausen 


Da war noch alles dran: Protostiór. Stefan Lukoschek bei der rer 


Foto: Peter Kolb 


"Stefan muss Dota 


Wie die Staatsmacht einen Kleinprotestler verfolgt 


Abdruck aus der »tz« München, 30.4.2003. Das beanstandete Wort haben wir überdeckt. 
In der »tz« durfte es als »Berichterstattung« erscheinen. Bei uns würde die Staatsanwalt- 
schaft verfügen, wir würden uns diese Verunglimpfung »zu eigen machen« und nur veröf- 
fentlichen, um die Regierung »in einer das Ansehen des Staates gefährdenden Weise zu 


verunglimpfen« (§90 b StGB). 


Sagen Sie lieber: »Eine schöne Regierung ...!« 


Der Maschinenbauer Stefan Luko- 

schek (33) aus Hummelthal mach- 
te seinem Ärger über die Bundes- 
politik Luft. Unverblümt schrieb er 
sein Urteil an die Scheiben seines 
Transporters. Folge: Er bekam die 
geballte Staatsmacht zu spüren. 


Der ganz normale Staatsbürger 
und Wähler Lukoschek ist zur Zeit 
stinksauer. »Etwa das Hickhack um 
Reformen, die nichts anderes sind 
als Kürzungen. Am meisten aber 
ärgert mich, wie schäbig Arbeits- 
lose behandelt werden«, sagte er 
der »tz«. Wie etwa sein Vater, der 
im Alter von 50 Jahren seine Stelle 
verlor. »Mein Vater hat 35 Jahre im 
Straßenbau geschuftet. Ein Leben 
lang gespart, immer in die Arbeits- 
losenversicherung eingezahlt. 
Jetzt bekommt er kaum noch Geld, 
es wird ihm sogar empfohlen, er 
habe ja eine Lebensversicherung, 
von der er leben könne.« 


»Eine sch ... Regierung« urteilt der 
junge Oberfranke und meinte, das 
müsse man doch auch einmal klar 
aussprechen. Also fuhr er mit dem 
Spruch an den Scheiben durch 
Bayreuth. Das gefiel einem Denun- 
zianten - Verzeihung - Mitbürger 
nicht, der ihn sofort anzeigte. Unter 
dem Vorwurf der »Verunglimpfung 
des Staates und seiner Symbole« 
(8 90 StGB) lief die Fahndung nach 


STIMME DES VOLKES 


dem gefährlichen Bürger an. Den- 
ken mag der Mann zwar, was er 
will, aber nicht anderen Öffentlich 
mitteilen. 


Er erhielt eine Aufforderung, bei 
der Polizei vorzufahren und unter 
Kripo-Aufsicht das Unwort abzu- 
kratzen. Ein Verfahren wurde er- 
öffnet und die Staatsanwaltschaft 
prüft zur Zeit, ob und welche 
strafrechtlichen und damit finanzi- 
ellen Folgen der Täter zu erwarten 
haben wird. 


STRAFGESETZBUCH 
§ 90 b 


»Wer öffentlich, in einer Ver- 
sammlung oder durch Verbrei- 
tung von Schriften ein Gesetz- 
gebungsorgan, die Regierung 
oder das Verfassungsgericht des 
Bundes oder eines Landes oder 
eines ihrer Mitglieder in dieser 
Eigenschaft in einer das Anse- 
hen des Staates gefährdenden 
Weise verunglimpft und sich 
dadurch absichtlich für Bestre- 
bungen gegen den Bestand der 
Bundesrepublik Deutschland 
oder gegen Verfassungsrund- 
sätze einsetzt, wird mit Frei- 
heitsstrafe von drei Monaten 
bis zu fünf Jahren bestraft.« 
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Schamlose Diätenpläne gestoppt: 


Nur öffentliche Empörung hilft noch! 


UN-Leser wissen schon längst, 
daß bei der uns zur Zeit regie- 
renden Politiker-Kaste das Ende 
der Fahnenstange in Sachen 
Unverschämtheiten und Frech- 
heiten noch lange nicht erreicht 
zu sein scheint. 


Kein Tag vergeht, an dem nicht 
in jeder deutschen Tageszeitung 
über irgendwelche Pseudo-Refor- 
men berichtet wird, mit denen man 
ein Sozialsystem retten möchte, 
das zusammenbricht, weil seit 
einem halben Jahrhundert die so- 
genannten »internationalen Ver- 
pflichtungen« und jedes Volk der 
Erde für »unsere« Regierungen 
an erster Stelle stehen, solange 
es nur nicht das eigene ist. 


Alle Tageszeitungen berichteten 

am 25.04.03 auf der Titelseite, daß 
ein neuer Vorschlag der Rürup- 
Kommission eine Anhebung des 
Renteneintrittsalters auf 67 Jahre 
vorsieht. Dies selbstverständlich 
bei gleichzeitigem Rückgang 
des Rentenanstiegs und damit 
zwangsläufig des Rentenniveaus. 
Eine Meldung wie der tägliche 
Wetterbericht. Sparen, streichen, 
kürzen - und das von einer »Kom- 
mission zur Finanzierung der 
Sozialen Sicherungssysteme« un- 
ter einer sozial(!)-demokratischen 
Regierung! 


Was aber für den deutschen 
Michel gilt, betrifft die Volksver- 
treter selbst noch lange nicht. So 
ärgert man sich zu Recht über 
eine kleine Meldung auf Seite 2 
des »Haller Kreisblattes«, die wir 
nebenstehend im Original wieder- 
geben (ähnliche schon in UN 5/03, 
S.9). 


Man beachte die selige Eintracht 
von Regierung und Opposition, 
wenn es ums eigene Portemon- 
naie geht. 


Dieser Versuch, Diäten einfach 
so um ca. 1800 TEURO pro Abge- 
ordneten zu erhöhen, wurde mitt- 
lerweile eingestellt, wie die Presse 
dann am 06.05.03 zu berichten 
wußte. Grund: öffentlicher Druck. 
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Kiel macht Schulden für Diäten-Plus 


W Kiel (dpa). Die drastische Erhöhung der Abgeordnetendiäten im 
schleswig-holsteinischen Landtag soll zum Großteil mit neuen 
Schulden bezahlt werden. Dies beschloss der Finanzausschuss mit 
den Stimmen der regierenden SPD und der oppositionellen CDU. 
Nach ihrem Willen sollen die entstehenden Mehrkosten für das lau- 
fende Jahr von 690.000 Euro überwiegend durch neue Kredite 
(534.000 Euro) gedeckt werden. Der Landtagentscheidet im Mai. 


»Haller Kreisblatt«. 25.4. und 6. 5. 2003 


Kieler Diäten-Plus gestoppt 


SPD und CDU kippen umstrittene Erhähung 


E Kiel (dpa). Die umstrittene Er- 
höhung der Abgeordnetendiä- 
ten im Kieler Landtag ist vom 
Tisch. Unter starkem Druck der 
Basis und der Öffentlichkeit nah- 
men SPD und CDU ihre Pläne 
zurück. Das teilten die Fraktions- 


Die einzigen 
Möglichkeiten, diese 
Selbstbediener 

zu stoppen, sind 
offensichtlich die 
öffentliche Empörung, 
ein lautstarker Protest 
und die Androhung der 
Wahlverweigerung! 


Sicher nur ein kleiner Erfolg des 
Volkes, den Herren Selbstbedie- 
nern ihre Grenzen aufzuzeigen, 
aber immerhin ein Erfolg. 


Viele Leser und Verteiler der 
Unabhängigen Nachrichten fra- 
gen uns immer wieder, warum es 
täglich schlimmer in diesem Land 
wird, trotz aller gemeinsamen 
Mühen. Unsere Antwort ist eine 
Gegenfrage: 


Wo wäre dieser Staat wohl schon 
gelandet, wenn Sie nicht die UN 
und ihre Flugblätter und Aufkleber 
verteilt hätten? Wo wären wir ohne 
Protest- und Leserbriefe? Solange 
das Volk sich regt, setzen wir den 
Selbstbedienern zumindest noch 
einige Grenzen. 


chefs gestern Abend mit. SPD 
ünd CDU wollten die Abgeord- 
netenbezüge zum 1. Juni um 
1.800 auf 5.700 Euro erhöhen. 
Dafür sollten die meisten Zula- 
gen wegfallen. Nun muss das Ge- 
setz erneut geändert werden. 


Unsere Aufklärungsaktion zum 
Bankrott des Gesundheitssystems 
in den letzten UN-Ausgaben 
beweist, daß nur die Masse der 
verteilten Flugblätter und UN-Ex- 
emplare stimmen muß, um die, 
die bestimmte Themen gerne 
totschweigen wollen, in Zug- und 
Handlungszwang zu bringen. 


Jeder Leser ist aufgerufen: Sor- 
gen Sie für mehr Regung im Volk, 
indem Sie unsere UN in größerer 
Anzahl nachbestellen, an Freunde 
und Verwandte geben oder ein- 
fach in Warte- und Lesezimmern 
oder Zügen »vergessen«. 


Viele kleine Leute, 
die in 
vielen kleinen Orten 


viele kleine Dinge tun, 


können Großes bewirken. 


UN-Bestelltelefon 


0208 - 84 01 32 


MEHR DEMOKRATIE WAGEN! 
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Loch in der Zensur 
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Große Aufregung in der süddeutschen Presse: Die Zeitschrift 
des Verbands kirchlicher Mitarbeiter (VKM) wagte es, über 
die von den Unabhängigen Nachrichten aufgedeckten 
Mißbräuche unserer Krankenkassenbeiträge zu berichten. 

Fränkische Landeszeitung, 16.5.2003: 


Verbandszeitschrift druckte Artikel von rechtsradikalem Dienst 


Fremdenhass im Kirchenblatt 


Vorsitzender Leidel: „Peinliche Panne“ — Nur zwei Reaktionen 


ANSBACH. (epd/edü) - Einem 
rechtsradikalen Nachrichtendienst 


ist der Verband kirchlicher Mitarbei- « 


ter (VKM) auf den Leim gegangen. In 
ihrer jüngsten Verbandszeitschrift 
druckte die evangelische Arbeitneh- 
mer-Organisation drei Artikel ab, in 
denen die angebliche Bevorzugung 
von Ausländern für die Finanzkrise 
des Gesundheitssystems verantwort- 
lich gemacht wird. „Eine peinliche 
Panne“, räumte: Verbandsvorsitzen- 
der Wilhelm Leidel (Ansbach) ein. 


Auf insgesamt vier von 36 Seiten der 
Zeitschrift sind die Beiträge aus den 
„Unabhängigen Nachrichten“ zu fin- 
den und als Nachdruck aus dieser Quel- 
le. gekennzeichnet. Sie beschäftigen 
sich mit angeblichen Vorteilen für Aus- 
länder und deren Familienangehörigen 
im Gesundheitssystem. Gleichzeitig 
wird gegen die Regierung, die dagegen 
nichts unternehme, polemisiert. 


Die „Unabhängigen Nachrichten“ 


seien . ein eindeutig rechtsradikaler 
Nachrichtendienst, der in Oberhausen 
beheimatet ist. Sie gelten als „Ge- 
schichtsfälscher“, die „geschickt zu 
Werke“ gehen, so der „Informations- 
dienst gegen Rechtsextremismus“, der 
Aktivitäten am rechten politischen 


Rand beobachtet. Der Nachrichten- 
dienst agitiert etwa im Internet sowie 
an Schulen, weshalb in Bayern und 
Nordrhein-Westfalen polizeiliche Er- 
mittlungen angeordnet wurden. 
„Diese Hintergründe waren dem Re- 
daktionsmitarbeiter nicht bekannt“, 
sagte VKM-Vorsitzender Leidel. Dieser 


habe’ die Beiträge ins Heft genommen, 


weil sie ihm zugetragen worden seien. 

Bei dem verantwortlichen Mitarbei- 
ter handelt es sich um einen Ehren- 
amtlichen. Deswegen werde es ihm ge- 
genüber keine Konsequenzen geben. 
Leidel: „Die Sache ist uns und ihm 
schon peinlich genug.“ 

Fraglich war bis gestern auch, ob in 
der nächsten Ausgabe der Zeitschrift 
auf den Vorfall eingegangen wird. Da- 
rüber wird laut Leidel die nächste Vor- 
standssitzung entscheiden. ;Mit einer 
Gegendarstellung würde man die Le- 
ser erst auf die Artikel aufmerksam 
machen“, so der Vorsitzende. Nach sei- 
nen Angaben sind bisher nur zwei Le- 
serreaktionen eingegangen: von einer 
Regionalbeauftragten aus Rummels- 
berg und einer Leserin aus Oberbay- 
ern. „Ich hatte Schlimmeres befürch- 
tet“, sagte Leidel. Die Verbandszeit- 
schrift wird viermal im Jahr an rund 
4000 Mitglieder verteilt. 


Unwissenheit paart sich oft mit Arroganz 


Die »Nürnberger Nachrich- 
ten«, die »Fränkische Lan- 
deszeitung« (Abdruck siehe 
oben) und andere freiheitlich- 
demokratische Zeitungen wie- 
sen auf die »peinliche Panne« 
hin und der VKM-Vorsitzende 
entschuldigte sich. 


Die Ruhe der gebeutelten 
Deutschen kann wohl nur durch 
Verschweigen der Tatsachen 
und durch Wahrung der allge- 
meinen Unwissenheit sicherge- 
stellt werden. 


Diese Zeitungs-Schmieranten, 

die sich da aufregen, sollten 
sich besser einmal die Mühe 
machen, den Tatsachenhin- 
tergrund zu den in den UN 
angeprangerten Skandalen zu 
recherchieren: 


e Mißbrauch der Chip- 
karten durch »Gesund- 
heitstouristen«, 


e _Zweiklassen-System 
bei der Medikamenten- 
Verschreibung, 


e Mitversicherung aus- 
ländischer Großfamilien 
in deren Heimat. 


Lernwilligen Redakteuren stel- 
len wir gern die höchst-seriösen 
Unterlagen dazu (Bundestags- 
drucksachen, Bundesgesetzblät- 
ter, Ministeriumsauskünfte und 
anderes) zur Verfügung! 


Wenn man da liest, wie die Bei- 
träge deutscher Pflichtversicher- 
ter in alle Welt verteilt werden 


Radikales in Verbandsblatt 


Grobe Panne 
Ausländerfeindliche Artikel 


ANSBACH (Eig. Ber./wdn) — 
Mitgliederproteste hat der 
Abdruck zweier Artikel aus einer 
rechtsextremen Publikation in 
einem Mitteilungsblatt des Ver- 
bandes kirchlicher Mitarbeiter in 
Bayern (VKM) ausgelöst. 

Der VKM-Landesvorsitzende 
Wilhelm Leidel (Ansbach) hat 
nach Beschwerden von Mitglie- 
dern der evangelischen Organisa- 
tion „künftig eine sorgfältige 
Redaktion“ der Verbandszeit- 
schrift zugesichert. Ab Herbst soll 
dafür ein hauptamtlicher 
Geschäftsführer mitverantwort- 
lich sein. Der ehrenamtliche 
Redakteur, ein vormaliger partei- 
loser Ansbacher Stadtrat, hat eine 
„Rüge“ zu erwarten, weiterge- 
hende personelle Konsequenzen 
werde es aber nicht geben. 

Der Hobby-Redakteur hatte in 
der März-Ausgabe der Verbands- 
zeitschrift zwei Artikel mit auslän- 
derfeindlicher Tendenz abge- 
druckt. Die Texte stammen aus 
den „Unabhängigen Nachrich- 
ten“ (Oberhausen) und sind dem 
Mitarbeiter laut Leidel „von 
einem Nachbarn untergeschoben“ 
worden. Er selbst sei über die Ver- 
öffentlichung „übelsten Stamm- 
tischgeschwätzes“ fürchterlich 
erschrocken. Die Zeitschrift geht 
bayernweit an 5000 Mitglieder 
und Personalvertretungen. 

Gegen die Verantwortlichen der 
„Unabhängigen Nachrichten“ lau- 
fen bereits seit 1994 staatsanwalt- 
schaftliche Ermittlungen wegen 
Volksverhetzung. Es gibt auch 
Querverbindungen zur NPD. 


Nürnberger Nachrichten, 16.5.2003 


durch diese Regelungen und Ab- 
kommen, kann man über solche 
dumm-dreisten Presseschreiber 
nur noch lachen (oder weinen). 


Was von den Presse-Schrei- 
berlingen als »übelstes Stamm- 
tischgeschwätz« bezeichnet 
wird, kann jeder interessierte 
Bundesbürger in den genannten 
Unterlagen nachlesen. 


An alle Nichtbezieher der UN: 


Bilden Sie sich ein 
eigenes Urteil, fordern 
SiemiteinemRückporto 


von 1,44 TEURO einige 
kostenlose Probehefte 
der Monatszeitschrift 
UN an! 


DOKUMENTE ZUR PRESSEFREIHEIT 
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Der Verfassungsschutzbericht 2002 des Landes Nordrhein-Westfalen hält For- 
derungen zum Bestand unseres Volkes für »verfassungsfeindlich«. Und was 
die Spatzen in aller Welt inzwischen von den Dächern pfeifen, sind für den so- 
genannten Verfassungsschutz nur »Verschwörungstheorien«. 


Titelseite der UN 10/2002: (Original-Abdruck der Seiten 119-121 
des VS-Berichtes in neudeutscher 


Postfach 10 17 06 » 46017 Oberhausen » UN 10/2002 eb N si unsere 
as eser um Verzeinung bitten 
Bush bläst zur Attacke gegen das En 
u »3.6.3 Unabhängige 
Völkerrecht: Nachrichten (UN) 


Die UN werden von einem Ver- 
ein ‚Unabhängige Freundeskreise‘ 
herausgegeben. In der laufend 
aktualisierten Internet-Homepage 
der UN nimmt die Publikation un- 
ter anderem für sich in Anspruch, 
für die Wahrung der Grund- und 
Bürgerrechte des Einzelnen und 
den „Erhalt der Pressevielfalt und 
Meinungsfreiheit“ einzutreten. 


Dementsprechend sind die 
Ausgaben mit den Schlagwörtern 
„Wahrheit - Klarheit - Offenheit“ 
untertitelt. Ziel sei, 


„unabhängig zu sein von über- 

holten Vorstellungen wie ‚rechts‘ 
oder ‚links‘, denn nationalbewus- 
ste Menschen sind oft ‚soziali- 
stischer‘ als sogenannte Linke, 
weil sie statt Klassenkampf das 
Gemeinwohl des ganzen Volkes 
erstreben.“ 


Themenschwerpunkte 


Inhaltlich befasst sich die Publi- 
kation jedoch schwerpunktmäßig 
mit Artikeln, welche die Kriegs- 
schuld Deutschlands leugnen, die 
Verunglimpfung der freiheitlichen 
demokratischen Grundordnung 
beinhalten und die angeblich 
fortdauernde „Umerziehung“ der 
Deutschen durch die alliierten 
Siegermächte anprangern, wobei 
einzelne veröffentlichte Artikel aus 
der Feder bekannter oder ehemals 
aktiver Neonazis stammen. 


In der Bundesrepublik lebende 
Ausländer bzw. Asylbewerber 
werden pauschal in Zusammen- 
hang mit „Steuerverschwendung“ 
und „Überfremdung“ gebracht. In 
der Ausgabe 8/2002 ist beispiels- 
weise von der „Auflösung eines 


VERFASSUNGSFEINDE UND ANDERE DEUTSCHE 
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traditionellen Kulturvolkes durch 
offensichtlich gezielte Überfrem- 
dung“ die Rede. 


Neben der fortgeführten revi- 
sionistischen Thematik nehmen 
diese fremdenfeindlichen Aspek- 
te einen breiten Raum ein. So 
wurde in einem als „Bürgerinfo“ 
bezeichneten, der Mai-Ausgabe 
beiliegenden Sonderdruck un- 
ter der Überschrift „Nie wieder 
Deutschland?“ die Zuwanderung 
zu einer Frage von „Sein oder 
Nichtsein“ hochstilisiert und zu 
einem „Generalangriff auf den 
Bestand unseres Volkes“: „Die 
geräuscharme, raffinierte ‚Endlö- 
sung‘ für das deutsche Volk ist in 
vollem Gange [...].“ 


Im Sinne von Verschwörungs- 
theorien wurden in der Ausgabe 
vom Oktober „jene Mächte, die 
im Hintergrund die Weltpolitik ma- 
chen“, zur Darstellung antiame- 
rikanischer und antiisraelischer 
Positionen unter der Schlagzeile 
„Es geht um Öl, Israel und die 
US-Weltdiktatur‘ bemüht. Ähnli- 
che Stoßrichtung hat ein Bericht 
zum 15. Jahrestag des Todes von 
Rudolf Heß, der als „Märtyrer des 
Friedens“ bezeichnet wurde. Hier 
wurde die Bundesrepublik vor den 
„Usraelischen Kriegsherren“ ge- 
warnt. Anlässlich der Neonazi-De- 
monstration in Wunsiedel wurden 
zahlreiche UN-Flugblätter verteilt 


Publizistische Taktik 


Die publizistische Form zahlrei- 
cher Artikel in den UN folgt häufig 
demselben Muster: Aktuelle und 
historische Aussagen bzw. Artikel/ 
Interviews aus der Tagespresse 
und aus Archiven oder anderwei- 
tigen Medien werden für einen 
unbefangenen Leser vermeintlich 
„neutral“ wiedergegeben, die in 
der Gesamtdarstellung dann in 
die eigentlich gewollte politische 
Aussage einfließen. In einem 
Begleitschreiben zur Ausgabe 
8/2002 wurden die Herausgeber 
deutlicher: 


„Mit volkstreuen Grüßen, solange 
solche im Zuge der multikulturel- 
len Volksabschaffung nicht auch 
noch als ‚politisch unhygienisch‘ 
verboten werden“. 
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Erneute Werbeaktion an Schulen 


In der Mai-Ausgabe und im Inter- 
net wurden - analog einer Werbe- 
kampagne im Jahr 2001 — gezielt 
deutschsprachige Schüler und 
Studenten im In- und Ausland zur 
Teilnahme an einem Wettbewerb 
aufgerufen. In diesem Zusammen- 
hang wurden auch Schülerzeitun- 
gen unmittelbar angeschrieben. 
Gefordert wurde die Erarbeitung 
einer „Studie“ zum Thema „Israel 
und das Völkerrecht“. Darin soll- 
ten alle Israel betreffenden UNO- 
Resolutionen und Beschlüsse der 
UNO-Menschenrechtskommissi- 
on sowie des Weltsicherheitsrats 
seit 1948 aufgeführt und deren 
Umsetzung analysiert werden. Die 
drei besten Arbeiten sollten nach 
Bewertung durch drei Pädagogen 


(Deutsch, Geschichte, Völker- 
recht) mit je 100 Euro prämiert 
werden. 


Die Direktansprache der Schüler- 
zeitungen hatte jedoch anschei- 
nend nicht die gewünschte Reso- 
nanz. So wurde die Rücksendung 
vieler ungeöffneter Schreiben von 
den UN als „Zensur- und Kontroll- 
system zur Verhinderung ‚volks- 
pädagogisch unerwünschter‘ 
Wissens- und Meinungsbildung“ 
beklagt (Ausgabe 7/2002).« 


Jetzt wissen wir es also: 


Wer sich für das im »Grund- 
gesetz für die Bundesrepublik 
Deutschland« (so heißt es offiziell, 
weil es unter Aufsicht der alliierten 
Kriegssieger für die BRD entstand) 
festgelegte Ziel »zum Wohle des 
deutschen Volkes« einsetzt, 
wird als »verfassungsfeindlich« 
gewertet. 


Wer sich für den Bestand und 
die Zukunft unseres gewachsenen 
Kulturvolkes und seiner nationa- 
len Identität einsetzt, wer vor der 
Gefahr einer globalen US-Diktatur 
warnt und zu allerhöchstem Ver- 
druß dann auch noch mit dem The- 
ma »Israel und das Völkerrecht« 
junge Deutsche in Schulen und 
Hochschulen zum Studium und 
zu Nachfragen anregt, ist offenbar 
höchst gefährlich - nicht für die 


freiheitlich-demokratische Grund- 
ordnung, aber offensichtlich für die, 
die das Grundgesetz aushebeln, 
einschränken und mißachten. 


Der Verfassungsschutz verwech- 
selt offenbar die Fronten. Er bean- 
standet und verunglimpft die Arbeit 
der Unabhängigen Nachrichten, 
die sich für die im Grundgesetz 
garantierten Volksrechte einsetzen 
und diejenigen anprangern, die 
sich darüber hinwegsetzen. Solche 
»Verfassungsfeinde« zu bekämp- 
fen, wäre die eigentliche Aufgabe 
dieser Behörde, nicht aber kritische 
Zeitschriften zu überwachen. 


Aber nun haben wir es amtlich 
und schriftlich, daß wir für die Wah- 
rung der Grund- und Bürgerrechte 
eintreten und für WAHRHEIT 
— KLARHEIT - OFFENHEIT. 


Die abwertende Art der Formu- 
lierung läßt jedoch vermuten, daß 
dies dem »Verfassungsschutz« 
nicht paßt. Ebensowenig wie un- 
sere Ablehnung, unser Volk im 
Sinne von »Teile und herrsche« 
in »links« oder »rechts« gegen- 
einander ausspielen zu lassen und 
die »Rechten« dann als »extremi- 
stisch« zu diffamieren. 


Verständlich, daß die rechts-links- 
übergreifende Wirkung der Unab- 
hängigen Nachrichten der Schutz- 
truppe der zur Zeit herrschenden 
Parteien gefährlich erscheint: 
Wenn man volksbewußte, patrioti- 
sche und sich dem Volk verpflichtet 
fühlende Deutsche nicht mehr 
als »rechts«, als »rechtsextremi- 
stisch« und schließlich als »Nazis« 
ächten könnte, hätte man ihren 
politischen Forderungen nichts, 
gar nichts entgegenzusetzen. Mit 
diesen Diffamierungen soll also nur 
verhindert werden, daß die Stimme 
des Volkes lauter wird, endlich alle 
Politik auf das Wohl des Deut- 
schen Volkes auszurichten, wie 
das Grundgesetz es fordert. 


UN-Leser wissen mehr! 


Wenn auch Sie monatlich 
drei, fünf oder zehn UN an 


Ihre Nachbarn weiterge- 
ben, hätten auch die end- 
lich mehr Durchblick! 


Bestell-Tel. (0208) 84 01 32 


VERFASSUNGSFEINDE UND ANDERE DEUTSCHE 
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Wie manmit»Reformen« 
Arbeitsplätze abbaut: 


Apotheken spüren die 
ersten Auswirkungen 


Köln: bereits 330 Angestellte stehen auf der Straße 


Liebe Leser, ganz privat: 


Unsere kleine Zeitschrift UN wird in der Öffentlichkeit immer 
bekannter und steht deshalb auch immer mehr im Fadenkreuz 
der Wissens- und Meinungszensoren. 


Weil wir jungen Leuten, die nichts Ehrenrühriges verbrochen 
haben, aber durch ihre politische Gesinnung in die Fallen 
der politischen Justiz geraten sind, die UN bei Interesse und 
Bestellung notfalls auch kostenlos in die Haftanstalten liefern, hat 
nun die Bayerische Staatsregierung die freie Meinungsbildung 
der Gefangenen in bayerischen Gefängnissen gestoppt: 


»Da der Inhalt dieser Zeitschrift dem Vollzugsziel und der 
Wiedereingliederung entgegensteht, wird sie gemäß eines 
Schreibens des Bayerischen Staatsministeriums vom 28.2.2003 
nicht mehr ausgehändigt. « 


Wir werden die Rechtmäßigkeit eines solchen Verbots gerichtlich 
klären lassen. 


Manche Seiten aus dieser wie auch aus anderen Ausgaben 
der UN bieten sich dazu an, als Flugblätter in großer Auflage 
verteilt zu werden. Wir bieten Ihnen solche Sonderdrucke auf 
Anfrage an, ab 1000 Blatt auch mit dem Eindruck Ihrer Anschrift, 
Kontaktadresse und Werbezeile. 


Rufen Sie uns an: 0208 / 84 01 32 
Ihre UN-Klitarbeiter 


IM FREUNDESKREIS 
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Nur Jammern hilft nicht! 


»Köln - Knapp drei Monate nach 
Inkrafttreten des Beitragsatzsiche- 
rungsgesetzes haben alleine in Köln 
schon rund 330 Apothekenange- 
stellte ihren Arbeitsplatz verloren. 
Und es sollen noch mehr werden. 
Einer Umfrage zufolge rechnet man, 
daß die Zahl im Laufe des Jahres 
auf 570 Mitarbeiter aus den insge- 
samt 289 Kölner Apotheken steigen 
wird. „Da fast 90 % der Mitarbeiter 
weiblich sind, geht durch das Ge- 
setz eine besonders hohe Zahl von 
wohnortnahen Frauenarbeitsplätzen 
verloren“, erklärte der Sprecher des 
örtlichen Apothekerverbandes.« 
Kölner Wochenspiegel, 2.4.2003 

Viele UN-Leser haben in den 
letzten Monaten Tausende 
Arztpraxen und Apotheken mit 
unserem Blatt »Zum Bankrott 
des Gesundheitssystems - Die 
verschwiegenen Gründe der 
Kostenexplosion« versorgt. 

Wir können nur hoffen, daß die 
Betroffenen nicht nur jammern, 
sondern sich endlich um die 
Ursachen und Hintergründe der 
leeren Staats- und Sozialkassen 
kümmern! E 


ERSCHEINUNGSVERMERK 


UN-Unabhängige Nachrichten 
Postfach 101706 

D-46017 Oberhausen 

Telefon: 0208-840132 
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Die Kommissionitis 


Im bundesdeutschen Par- 
lament werden zunehmend 
keine Lösungen mehr er- 
arbeitet und entschieden, 
sondern man läßt Kom- 
missionen entscheiden. 
Auf diese »Experten« kann 
man sich dann berufen und 
schon ist man die Verant- 
wortung los. 


Hier eine Liste der in der lau- 
fenden Legislaturperiode ein- 
gesetzten Kommissionen und 
deren Kosten bis einschließlich 
2002: 


Unabhängige Kommission 
„Zuwanderung“ = 1.203.531 € 


Kommission zur Reform des Versi- 
cherungsvertragsrechts = 10.278 € 


Expertenkommission „BRAGO- 
Strukturreform“ = 1.000 € 


Kommission zur Reform der Ge- 
meindefinanzen und Sachverstän- 
digenkommission zur Neuordnung 
der steuerrechtlichen Behandlung- 
von Altersvorsorgeaufwendungen 
und Altersbezügen = 25.000 € 


Hartz-Kommission = 630.000 € 


Kommission „Gemeinsame Sicher- 
heit und Zukunft der Bundeswehr“ 
= 1.380.000 € 


Radarkommission = 20.000 € 


Expertinnen- und Expertengruppe 
„Frauenförderung in der Privatwirt- 
schaft“ = 2.900 € 


Sachverständigenkommission zur 
Erstellung des 4. Altenberichts = 
470.000 € 


Arbeitsgruppe „Zukunft des Zivil- 
dienstes“ = 6.150 € 


Kommission „Methoden und Qua- 
litätssicherung in der Umweltmedi- 
zin“ = 34.772 € 


Ad-hoc-Kommission „Neuordnung 
der Verfahren und Strukturen der 
Risikobewertung und Standardset- 
zung im gesundheitlichen Umwelt- 
schutz“ = 735.674 € 


Kommission „Verkehrsinfrastruk- 
turfinanzierung“ = 900.000 € 


Internationale Expertenkommis- 
sion „Historische Mitte Berlin“ = 
246.000 € 


Kommission „Wohnungswirtschaft- 
licher Strukturwandel in den Neuen 
Ländern“ = 202.072 € 


Expertenkommission „Wohnungs- 
genossenschaften“ = 5.000 € 


Expertenkommission „Novellierung 
des Baugesetzbuchs“ = 152.120 € 


Expertenkommission „Havarie Pal- 
las“ = 350.000 € 


Kommission zur Verbesserung der 
informationellen Infrastruktur zwi- 
schen Wissenschaft und Statistik = 
419.810 € 


Kommission zur „Finanzierung Le- 
benslangen Lernens“ = 979.197 € 


Findungskommission zur Benen- 
nung eines Kurators, der die Bun- 
desregierung bei den Ankäufen 
zeitgenössischer Kunst berät = 
30.000 €. 


Hinweis: Die Rürup-Kommission 
(bisherige Kosten 1.000.000 €) wird 
erst in 2003 abgerechnet. 


Was wir vom Deutschen 
Bundestag wohl vergeblich 
erwarten, ist eine »Kom- 
mission zur Sicherung des 
Überlebens und der Zukunft 
des Deutschen Volkes«! 


Bitte einsenden an UN, Postfach 101706, D-46017 Oberhausen 
FUR IHRE BESTELLUNG: 


u Ich bitte, mir monatlich 1 - 2 - 3 - 5 - 10 Ex. der UN zuzusenden. Ich gehe damit 
kein Abonnement mit Verpflichtungen oder Kündigungsfristen ein. Die UN werden 
ehrenamtlich zu Selbstkosten erstellt (zur Zeit 1,5 € je Ex. einschl. Porto, ab 10 


Stück 1.- €/Ex.). 


u Ich bitte um eine kostenlose Probesendung verschiedener Ausgaben der UN. 


1,44 € Rückporto-Marken liegen bei. 


u Ich bitte um Zusendung von 


Ex. der UN-Ausgabe Nr. 


mit/ - ohne Kostenbeteiligung (siehe oben). 


u Einen Kostenbeitrag in Höhe von € 
-in bar bei - zahle ich per Einzug - kann ich zur Zeit nicht leisten. 


Name/Anschrift: 


Geb. am/Beruf: 


Ihre UN-Anschriftennummer, falls bekannt: 


lege ich per Verrechnungsscheck 


(Falls Sie von uns schon Sendungen mit aufgedruckter Adresse bekommen haben, finden Sie die Nummer direkt 


über der Anrede Herrn/Frau) 


DAS LETZTE 


EINZUGSERMÄCHTIGUNG 


Hiermit ermächtige ich den Freun- 
deskreis UN, von meinem Konto 
folgende Beträge abzubuchen: 
o monatlich 
o halbjährlich 
o einmalig ab: 


o vierteljährlich 
o jährlich 


Betrag: 


Meine Bank/Sparkasse: 


BLZ: 
Konto-Nr.: 
Anschrift/Unterschrift: 


UN-Adreßnr.: 


